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„Noch niemals hat mich auf der Straße jemand auf-
gefordert, für Kernwaffen Geld zu spenden. Offenbar 
deshalb, weil die Regierungen für Waffen stets genug 
Geld zur Verfügung haben. Aber unzählige Male haben 
mich Menschen mit Sammelbüchsen um eine Spende 
für Arme, Kranke, Alte und Kinder gebeten. Es mag 
der Fantasie jedes Einzelnen überlassen bleiben, sich 
auf diese Ungereimtheiten einen Vers zu machen.“ 
Peter Ustinov (1921-2004).
Steuern sind keine Spenden, wir geben sie nicht frei-
willig ab. Wenn wir keine Selbstständigen sind, werden 
sie uns vorsichtshalber abgenommen, bevor wir es uns 
anders überlegen können. Wie viel der Staat uns für 
(Kern-)Waffen abluchst und wie – das ist schon gedie-
gen organisiert. Die Finanzämter brauchen sich keinen 
Kopf machen. Es sei denn, Selbstständige kommen zu 
dem Schluss, dass der Steueranteil für Waffen ihnen zu 
schwer im Magen liegt. Da hat schon mancher diesen 
Anteil zurückgehalten und auf ein Anderkonto einge-
zahlt, worüber weder das Finanzamt noch er selber 
verfügen konnte. Ganz gewiefte Selbstständige haben 
sogar über Jahre hinweg die vollständigen Steuern ver-
weigert, weil: wenn man nur diesen Waffenteil zurück-
hält, würde aus dem Rest doch wieder prozentual die 
Kriegskasse bedient. Und alle zivilen Zwecke bekämen 
weniger, was nicht beabsichtigt wurde.
Natürlich holte der Gerichtsvollzieher sich die fälligen 
Beträge dann – meist respektvoll – aus der Betriebs-
kasse, wobei er den angebotenen Kaffee berufsbedingt 
ausschlagen musste. Dabei hätten die Finanzämter 
einen Spielraum, den Kriegssteuerverweigerern ent-
gegenzukommen. Sie dürfen die Gewissensbissen als 
‚unbillige‘ oder ‚erhebliche‘ Härte anerkennen. 

Wahlmöglichkeit bei der Einkommenssteuer

Das Netzwerk Friedenssteuer e.V. wird dieses Jahr 40 
Jahre alt (…ja, danke sehr! Aber lieber wären wir als 
Verein längst überflüssig…) und hat all diese Zeit ver-
sucht, eine mehr demokratische Steuerregelung poli-

tisch durchzusetzen. Das Ziel: Alle Steuerzahlenden 
können den Anteil ihrer Steuern, der für Rüstung und 
Militär ausgegeben wird, abwählen, um ihn in Steuern 
für zivile Zwecke umzuwidmen. Das könnte praktisch 
einfach umgesetzt werden, indem auf dem Einkom-
menssteuerformular zwei Kästchen eingeführt werden, 
wo hinter A) steht: „Nur für zivile Zwecke verwendbar“ 
und hinter B): „Auch für Militär verwendbar“. Wer wei-
terhin Militär will, kann das dann ebenfalls demokra-
tisch wählen. Wir wollen niemandem etwas überstülpen!
Es geht uns nicht darum, weniger Steuern zu zahlen. 
Es geht uns nicht darum, bestimmen zu wollen, wofür 
dieser Anteil genau ausgegeben wird – es geht uns nur 
darum, dass unsere Steuern für alle zivilen Zwecke, die 
im Bundeshaushaltsplan stehen, verwendet werden, 
nur nicht für Waffen und Militär.
Lobbyarbeit bei den Abgeordneten des Bundestags 
und – hilfsweise – 90 Steuerverweigerungs-Prozesse 
vor Finanzgerichten waren nicht von Erfolg gekrönt. 
Verschiedene Klagen vor dem Bundesverfassungsge-
richt wurden als „offensichtlich unbegründet“ nicht 
zur Behandlung angenommen. Wir wollen endlich das 
Recht bekommen, mit unseren Steuern keine Kriegs-
verbrechen zu begehen. Wir brauchen 50.000 Unter-
schriften, damit der Petitionsausschuss sich mit unserer 
Forderung beschäftigen muss. Den Petitionstext finden 
Sie hier: https://openpetition.de/!gfcxq.

Forderung nach einem 
Friedenssteuergesetz
Zum vierzigjährigen Bestehen des Netzwerk Friedenssteuer e.V.
von Gertie Brammer

Briefmarke vom Netzwerk Friedenssteuer. Quelle: netz-
werk-friedenssteuer.de.


